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1. Mitteilungen
1.1 der Vorsitzenden

1.2 des Gemeindevorstandes

2. Genehmigung des letzten Protokolls

3. Beitritt der Gemeinde Schmitten im Taunus zur Initiative "Lebenswerte Stiddte und Gemeinden"
4, Antrag der Koalition aus CDU, b-now und Biindnis 90 / Die Griinen betr. "Briicke Hunoldstal"
gez.

Ursula Wittfeld
Ausschussvorsitzende



SCHMITTEN

IM TAUNUS

Die Vorsitzende des
Bau-, Planung- und
Verkehrsausschusses

OFFENTLICHE NIEDERSCHRIFT

der 13. Sitzung des Bau-, Planung- und Verkehrsausschusses
am Montag, 26.06.2023, 19:30 Uhr bis 20:15 Uhr
im OT Arnoldshain, Dorfgemeinschaftshaus, im GroRen Saal

Vorsitz:
Wittfeld, Ursula (CDU)

Anwesend:

Barth, Anne (CDU)
Eisenburger, Frank (b-now)
Léw, Rainer (FWG)
Mosbacher, Sybille (Griine)
Dr. Pitzner, Wolfgang (FWG)
Ratzke, Karsten (CDU)
Wilfing, Roland (SPD)

Vom Gemeindevorstand:

Kriigers, Julia (Blrgermeisterin)
Miiller, Hartmut (Erster Beigeordneter)

Von der Gemeindevertretung:

Dr. Hubertz, Irene (Griine)
Knappich, Denis (CDU)

Von der Verwaltung waren anwesend:

VA Dietrich, Marion
Dipl. Ing Heuser, Michael
Dipl Ing. Sahlbach, Petra (Schriftfiihrerin)

Anwesenheiten
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Sitzungsverlauf
Ausschussvorsitzende Ursula Wittfeld eroffnet die Sitzung des Bau-, Planung- und Verkehrsausschusses um

19:30 Uhr und stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht erfolgt und der Ausschuss beschlussfahig
ist.

offentliche Sitzung

1. Mitteilungen
1.1 der Vorsitzenden

Von Seiten der Vorsitzenden liegen keine Mitteilungen vor.

Die Vorsitzende gibt den Hinweis, dass Frau Biirgermeisterin Kriigers anschlieRend begriindet,
warum zum Tagesordnungspunkt 4 keine Ortsbegehung angesetzt wurde.

1.2 des Gemeindevorstandes
1.2.1 Feuerwehr Oberreifenberg - Status

Bestandszeichnungen (Feuerwehrgebaude sowie , Alte Schule” OR) wurden von Architekt Barth erstellt.
Derzeit wird am Bauantrag und Brandschutzgutachten gearbeitet.
Eine zeitliche Aussage ist derzeit nicht moglich, wann mit einer Baugenehmigung zur rechnen ist.

1.2.2 Treppenanlage Park Schmitten

Die Arbeiten an der Treppenanlage wurden fertiggestellt.

Die Versicherung hat zuvor endlich die Kostenilibernahme zugesagt. Die Schadensregulierung hat langer
gedauert als erwartet, da auch noch ein Gutachter hinzugezogen wurde.

Das Geldander kommt voraussichtlich in 14 Tagen.

1.2.3 Wasserinvestitionsprogramm
Wasserampel steht derzeit auf gelb (vorsichtige Warnung / Sensibilisierung).
1.2.4 Vollsperrung L3025 Dorfweil

Der letzte Abschnitt der StralRenbauarbeiten L3025 (Kriegerdenkmal — Ortsausgang Dorfweil) erfolgt wie
geplant in den Sommerferien.

Dabei wird das Briickenbauwerk von Hessenmobil saniert.

Die Kommunikation dazu an alle Haushalte ist Gber die Schmittener Nachrichten Ausgabe 2/2023 erfolgt. Das
Bauamt hat dariiber hinaus Gesprache gefiihrt mit Pflegediensten, Arzten, Apotheke, Tierérztin etc. bzgl.
Logistik Notfalle.

1.2.5 Umgebungslarmkartierung 2022
Der Abschlussbericht der Umgebungslarmkartierung 2022 wird vom Hessischen Landesamt flir Naturschutz,

Umwelt und Geologie (HLNUG) zur Verfligung gestellt:
https://www.hlnug.de/?id=9265
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1.2.6 Mitteilung tiber den zeitlichen Ablauf der SanierungsmaBnahmen in der JTH MI-15/2023

(Die Mitteilung (iber den zeitlichen Ablauf der Sanierungsarbeiten in der JTH erfolgte am 26.06.2023 im
digitalen Sitzungsdienst.)

Alle Arbeiten konnen im laufenden Betrieb erfolgen.

Lediglich in der 36. / 37. KW muss die Halle geschlossen werden.

1.2.7 Grabenverrohrung Hegewiese

Der Sachverhalt wurde von der Verwaltung schriftlich ausgearbeitet und von Biirgermeisterin Julia Kriigers
in der Sitzung vorgelesen.

2. Genehmigung des letzten Protokolls

Beschluss

Das Protokoll Nr. 012 {iber die Sitzung des Bau-, Planungs- und Verkehrsausschusses am
08. Mai 2023 wird zur Kenntnis genommen und genehmigt.

Beratungsergebnis:

7 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en)

3. Beitritt der Gemeinde Schmitten im Taunus zur Initiative "Lebenswerte Stidte VL-69/2023
und Gemeinden"
Empfehlung:
Der Bau-, Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung zu beschlieRen, die
Gemeinde Schmitten tritt der Initiative ,Lebenswerte Stadte und Gemeinden” bei.
Beratungsergebnis:

2 Ja-Stimme(n), 6 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)
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4, Antrag der Koalition aus CDU, b-now und Biindnis 90 / Die Griinen betr. VL-77/2023
"Briicke Hunoldstal"

Die Vorsitzende stellt den Tagesordnungspunkt inklusive des Erganzungsantrages der FWG-Fraktion zur
Diskussion frei.

Als erstes sollte die Gemeinde Schmitten Gesprache mit Hessenmobil, dem Hochtaunuskreis, ggf. dem
Naturpark sowie den Radbeauftragten von HTK / Gemeinde geflihrt werden.

Die Ausschussvorsitzende lasst sodann (iber die gemeinsame Beschlussempfehlung abstimmen.

Empfehlung:

Der Bau-, Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, den Gemeindevorstand zu
beauftragen:

1. Sich beidem Land Hessen um den Bau einer sicheren Querung der Weil fir FuBganger und Radfahrer
an der Weilbriicke der L 3025 in Hunoldstal einzusetzen. Spéatestens bei der Planung der
Briickensanierung soll eine solche Briickenl6ésung umgesetzt werden.

2. Unter dem Aspekt der Verkehrssicherheit (insbesondere fiir FuRganger) die Gesamtsituation der
Wegflihrung von Hunoldstal bis zum Friedhof Hunoldstal sowie die Fortflihrung des Weiltalwegs
abwarts zu beurteilen und mogliche Losungsvorschlage zu erarbeiten.

Der Bauausschuss ist Gber das Ergebnis der Gesprache zu informieren.
Wenn moglich, soll der Tagesordnungspunkt direkt im Bauausschuss verbleiben.

Zum gegebenen Zeitpunkt sollen die Bauausschussmitglieder tiber eine Ortsbegehung entscheiden.

Beratungsergebnis:

Einstimmig, 0 Enthaltung(en)

Ausschussvorsitzende Ursula Wittfeld schlieBt die Sitzung des Bau-, Planung- und Verkehrsausschusses um
20:15 Uhr und bedankt sich bei den Ausschussmitgliedern fiir lhre Teilnahme.

Schmitten, 11.07.2023

Ausschussvorsitzende Schriftfihrerin

Ursula Wittfeld Petra Sahlbach
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Mitteilungsvorlage
- offentlich -
MI-15/2023
Fachbereich Bauservice
Federfihrendes Amt Liegenschaftsamt
Datum 26.06.2023
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Bau-, Planung- und Verkehrsausschuss 26.06.2023 zur Kenntnis
Haupt-, Finanz- und Digitalisierungsausschuss 27.06.2023 zur Kenntnis

Betreff:

Mitteilung tGiber den zeitlichen Ablauf der SanierungsmaRnahmen in der JTH

Mitteilung / Information:

Der Gemeindevorstand hat in seiner Sitzung am 22.05.2023 die Beauftragung der Sanierungsarbeiten in der
Jahrtausendhalle, auf Grund des vorschreitenden Jahresverlaufs und den zu erwartenden Problemen bei
einsetzendem schlechtem Wetter im Herbst und Winter, vor Genehmigung (vorlaufige Haushaltsfihrung §
99 HGO) des Haushaltes 2023 durch den Hochtaunuskreis beschlossen.

Die Beauftragung fiir die Fenster und die Heizungsanlage wurden erteilt.

e Fenster: 64.537.25 € / Angebot der Firma Fenster Muller
e Heizung: 58.824,22 € / Angebot der Firma Laska Heizung

Der Geriistbau in Hohe von 8.391,27 € wurde bei Gerlistbau Moos beauftragt und dieser wird bis spatestens
Ende Juni erfolgen. Die Stellflaiche des Gerustes ist bereits durch den gemeindlichen Bauhof freigeschnitten
und aufgeraumt worden.

Mit dem Vereinsring laufen Gesprdache, welche Arbeiten eventuell noch von Vereinsmitgliedern in
Eigenleistung erbracht werden kdnnen. Bereits zugesagt hat der Vereinsring den Abbau und die Entsorgung

der Nachspeicherheizungen.

Nach derzeitigem Stand findet der Einbau der Fenster unmittelbar nach den Sommerferien in der 36 KW
statt.

Die Heizungsarbeiten kénnen in Teilen in Kiirze beginnen. Der Endausbau der Heizung ist ebenfalls fiir die 36
bis 37 KW geplant. In dieser Zeit steht der Saal fiir eine Nutzung durch die Vereine nicht zur Verfligung.

Die Gewerke die durch Fremdunternehmen durchgefiihrt werden liegen im Zeitplan.

Antonio Martins
Fachbereich Liegenschaften
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SCHMITTEN

IM TAUNUS

Die Vorsitzende des
Bau-, Planung- und
Verkehrsausschusses

GESAMTE NIEDERSCHRIFT

der 12. Sitzung des Bau-, Planung- und Verkehrsausschusses
am Montag, 08.05.2023, 19:33 Uhr bis 21:05 Uhr

im OT Arnoldshain, Dorfgemeinschaftshaus

Vorsitz:
Wittfeld, Ursula (CDU)

Anwesend:

Dinges, Mike (FWG)

Ddll, Peter (CDU)
Fomin-Fischer, Annett (b-now)
Knappich, Denis (CDU)
Mosbacher, Sybille (Griine)
Dr. Pitzner, Wolfgang (FWG)
Wilfing, Roland (SPD)

Von der Gemeindevertretung:

Dr. Hubertz, Irene (Griine)

Vom Gemeindevorstand:

Kriigers, Julia (Birgermeisterin)

Von der Verwaltung waren anwesend:

VA Dietrich, Marion

Dipl. Ing. Sahlbach, Petra (Schriftflihrerin)

Gaste:
- Keine -

Anwesenheiten

lvon4



Sitzungsverlauf

Ausschussvorsitzende Ursula Wittfeld eroffnet die Sitzung des Bau-, Planung- und Verkehrsausschusses um

19:33 Uhr und stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht erfolgt und der Ausschuss beschlussfahig
ist.

offentliche Sitzung

1. Mitteilungen
1.1 der Vorsitzenden
Von Seiten der Vorsitzenden liegen keine Mitteilungen vor.
1.2 des Gemeindevorstandes
1.2.1 Sachstand Glasfaserausbau
Zu unterscheiden sind:

1. Geforderter Ausbau (Breitbandprojekt des Hochtaunuskreises)
Entgegen der bisherigen Planung, wonach die Fertigstellung und Inbetriebnahme bis Ende 2022
erfolgen sollte, sind Verzogerungen eingetreten. Diese waren zum einen auf den Fusionsprozess
der Fa. Inexio GmbH mit der Deutschen Glasfaser zuriickzufiihren. Zum anderen wirkte sich in der
Folgezeit zunehmend das Pandemiegeschehen (Personalausfille, Lieferketten) verzogernd aus.
Die Ausbauarbeiten sollen nunmehr bis 30.06.2023 zum Abschluss gebracht werden.

2. Privatwirtschaftlicher Ausbau (Deutsche Glasfaser)
(vergleiche Pressemitteilung Deutsche Glasfaser vom 04.05.2023)

1.2.2 Baustelle Seelenberg StraRe / SchillerstraRe
Die Baumalinahme wurde wie geplant mit dem Ende der Osterferien fertiggestellt.
Drei Baume mussten auf Empfehlung des Baumgutachters gefallt werden. Die Beete werden zeitnah
vorlaufig wiederhergestellt. Im Herbst sollen standortgerechte Baume und Blumen gepflanzt werden.

1.2.3 Kindergarten Arnoldshain Spatzennest, Naturgarten Gruppe
Die Baugenehmigung fiir den Neubau einer Schutz- und Geratehitte und eines Naturgartens liegt jetzt
vor. Standort ist die ,Platte” an der Kirche Arnoldshain. Die Schutzhitte wird jetzt schnellstmoglich
aufgebaut.

1.2.4 Die jahrlichen StralRenreparaturarbeiten werden derzeit durchgefiihrt.
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2, Genehmigung des letzten Protokolls

Beschluss

Das Protokoll Nr. 011 Uber die Sitzung des Bau-, Planungs- und Verkehrsausschusses am 13.03.2023 wird zur
Kenntnis genommen und genehmigt.

Beratungsergebnis:

7 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en)

3. Antrag der FWG-Fraktion betr. "Mitfahrbdnke in der Gemeinde Schmitten" AT-1/2023
Die Vorsitzende stellt den Tagesordnungspunkt zur Diskussion frei.

Herr Léw erhalt das Wort und erliutert die Anderung des Antrags. (Gednderter Antrag war zur Sitzung nicht
hochgeladen — siehe Anlage).

Zur Diskussion stehen jetzt zur Verbesserung der Nahmobilitat die Aufstellung von jeweils einer Mitfahrbank
in Schmitten und Arnoldshain als Pilotprojekt.

Er wird Uber den Nutzen von Mitfahrbanken im Allgemeinen (Erkenntnisse aus den wissenschaftlichen
Berichten und Aussagen der Nachbarkommunen), die Nutzung, die Sicherheit, die erforderliche Pflege, die
evtl. Nutzung fir Werbezwecke sowie den Standort diskutiert.

Empfehlung:

Der Bau-, Planungs- und Verkehrsausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung zu beschlielRen, zur besseren
verkehrstechnischen Anbindung in den Ortsteilen Arnoldshain und Schmitten — jeweils eine Mitfahrbank als
Pilotprojekt auf geeigneten Flachen in moglichst exponierter Lage zu installieren.

Die Kosten sollten - wenn moglich — Giber Sponsoren erfolgen.

Beratungsergebnis:

5 Ja-Stimme(n), 1 Gegenstimme(n), 2 Stimmenthaltung(en)

4. Parkplatzsituation GroRer Feldberg - Parkraumbewirtschaftung SM-6/2023

In der Sitzung am 13.03.2023 wurde die Parkraumbewirtschaftung beraten und folgende Empfehlung
beschlossen:

Der Bau-, Planungs- und Verkehrsausschuss nimmt das Konzept fiir die Verkehrs- und Besucher*innenlenkung
auf dem Feldbergplateau mittels Parkraumbewirtschaftung zur Kenntnis und empfiehlt der
Gemeindevertretung die Variante 2 ,,Parkscheinsystem” auf dem Feldbergplateau umzusetzen.

Die derzeit fiinf Busstellpléitze sollen kiinftig optimiert genutzt werden. Zwei Stellplétze fiir Wohnmobil oder
Reisebus sowie bis zu zehn PKW Parkpléitze sollen eingerichtet werden.

Die Héhe der Parkgebiihren fiir die 6ffentlichen Parkpldtze der Gemeinde sollen abgestimmt mit dem
Feldberghaus und einheitlich erhoben werden. Parkgebiihren werden fiir PKW, Motorrdder, Wohnmobile und
Reisebusse gleichermafSen erhoben.

Die Kosten fiir die Anschaffung des Parkscheinsystems in Héhe von ca. 20.000 Euro sowie die Kosten fiir die
Markierungsarbeiten und Beschilderung sind im Haushaltsplan 2024 zu etatisieren. Die Kosten fiir Betrieb und
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Wartung sind in den HH 2025 ff zu etatisieren.

Die Ausschussmitglieder bitten bis zur néchsten GVE-Sitzung folgende Sachverhalte zu beantworten bzw. zu
priifen:

e Wie hoch sind die zu erwartenden Personalkosten (Minijobber, Sicherheitsdienst, 0.d.)?
e Priifung der Einbeziehung der beiden gemeindeeigenen Parkplitze ,Sandplacken” in die

Parkraumbewirtschaftung.

Die noch zu prifenden Punkte bzgl. Personalkosten und gemeindeeigene Parkplatze ,Sandplacken” wurden
vom Projektentwicklungsbiiro RTS Renner GmbH gemeinsam mit der Verwaltung analysiert.

Die ausgearbeiteten Unterlagen wurden den Ausschussmitgliedern zur Kenntnisnahme zur Verfiigung
gestellt.

Ausschussvorsitzende Ursula Wittfeld schlieRt die Sitzung des Bau-, Planung- und Verkehrsausschusses um
21:05 Uhr und bedankt sich bei den Ausschussmitgliedern fiir hre Teilnahme.

Schmitten, 23.05.2023

Ausschussvorsitzende Schriftfihrerin

Ursula Wittfeld Petra Sahlbach
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V ORLAGE zur Sitzung

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevorstand 02.05.2023 beschlieRend
Gemeindevertretung 24.05.2023 beschlieRend
Bau-, Planung- und Verkehrsausschuss 26.06.2023 vorberatend
Gemeindevertretung 12.07.2023 beschlieRend
Betreff:

Beitritt der Gemeinde Schmitten im Taunus zur Initiative "Lebenswerte Stadte und Gemeinden"

Sachdarstellung:

Die Planungshoheit in der raumlichen Planung liegt nach Baugesetzbuch bei den Kommunen. Diese kdnnen
die rdumliche Entwicklung in ihren Gemarkungsgrenzen steuern. Im Bereich des StralRenverkehrs haben die
Kommunen deutlich weniger Spielraum. Mehrere Bundesgesetze schranken diesen Handlungsspielraum ein.

Derzeit legt der § 45 der Strallenverkehrsordnung - ein Bundesgesetz - fest, dass Tempo 30 nur bei konkreten
Gefdahrdungen bzw. vor sozialen Einrichtungen wie beispielsweise Kitas und Schulen angeordnet werden
kann.

An anderen Stellen darf die Kommune, auch wenn sie es fir richtig und wichtig erachtet, kein
Tempo 30 anordnen. Mit Stand vom Februar 2023 haben sich bundesweit bereits 486 Stadte, Gemeinden
und Landkreise dieser Initiative angeschlossen. Mitglieder aus dem Hochtaunuskreis sind

e Der Hochtaunuskreis
e Bad Homburg

e Friedrichsdorf

e Kodnigstein

e Neu-Anspach

e Oberursel

e Usingen.

Die Initiative haben die folgenden Personen im Juli 2021 ins Leben gerufen:

e Prof. Dr. Martin Haag, Stadt Freiburg im Breisgau, Blirgermeister
e Thomas Dienberg, Stadt Leipzig, Blirgermeister und Beigeordneter
e Frauke Burgdorff, Stadt Aachen, Stadtbauratin und Beigeordnete
e Gerd Merkle, Stadt Augsburg, Baureferent

e Thomas Vielhaber, Landeshauptstadt Hannover, Stadtbaurat

e Robin Denstorff, Stadt Minster, Stadtbaurat und Beigeordneter

e Tim von Winning, Stadt Ulm, Blrgermeister

Details zur Initiative kdnnen hier nachgelesen werden: https://www.lebenswerte-staedte.de
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Ziel der Initiative:

Die Initiative fordert den Bund auf, die rechtlichen Voraussetzungen dafilr zu schaffen, dass Kommunen
Tempo 30 als Hochstgeschwindigkeit innerorts anordnen konnen, wo sie es fir notwendig halten.

Es werden folgende Forderungen formuliert:

1.

Wir bekennen uns zur Notwendigkeit der Mobilitdts- und Verkehrswende mit dem Ziel, die
Lebensqualitdt in unseren Stadten zu erhéhen.

Wir sehen Tempo 30 fiir den Kraftfahrzeugverkehr auch auf HauptverkehrsstralRen als integrierten
Bestandteil eines nachhaltigen gesamtstadtischen Mobilitatskonzepts und einer Strategie zur
Aufwertung der 6ffentlichen Raume.

Wir fordern den Bund auf, umgehend die rechtlichen Voraussetzungen dafiir zu schaffen, dass die
Kommunen im Sinne der Resolution des Deutschen Bundestags vom 17.01.2020 ohne weitere
Einschrankungen Tempo 30 als Hochstgeschwindigkeit innerorts dort anordnen kénnen, wo sie es
fir notwendig halten.

Wir begriiRen ein vom Bund gefordertes begleitendes Modellvorhaben, das wichtige Einzelaspekte
im Zusammenhang mit dieser Neuregelung vertieft untersuchen soll (u. a. zu den Auswirkungen auf
den OPNV, zur Radverkehrssicherheit und zu den Auswirkungen auf das nachgeordnete Netz), um
gef. bei den Regelungen bzw. deren Anwendung nachsteuern zu kénnen.

Im Positionspapier (vgl. Anlage 1) werden die verschiedenen Forderungen konkretisiert und in den Kontext
anderer Beschlisse und Ziele des Bundes eingeordnet. Die folgenden Punkte aus dem Positionspapier fassen
die Ziele und Vorteile von Tempo 30 nochmals gut zusammen (S. 1f):

Die StralRen werden wesentlich sicherer, gerade fir die besonders Gefdahrdeten, die zu FuR oder mit
dem Fahrrad unterwegs bzw. mobilitatseingeschrankt sind.

Die StraBen werden leiser —und das Leben fir die Menschen, die an diesen StraRenwohnen, deutlich
angenehmer und gesiinder.

Bei Gewahrleistung eines guten Verkehrsflusses kann auch die Luft in den StraBen sauberer werden,
was allen zu Gute kommt, die hier unterwegs sind.

Die StraRen gewinnen ihre Funktion als multifunktionale Orte zurlick, die mehr sind als Verbindungen
von A nach B.

Und schlieBlich: die StraRen werden wieder lesbarer, Regeln einfacher und nachvollziehbarer (kein
Flickenteppich mehr), das Miteinander wird gestarkt, der Schilderwald gelichtet. Die
Leistungsfahigkeit fiir den Verkehr wird durch Tempo 30 nicht eingeschrankt, die Aufenthaltsqualitat
dagegen spirbar erhoéht. Und auf die Ldnge des StralRennetzes bezogen ist Tempo 30 in den
allermeisten Stadten ohnehin schon langst die Regel und nicht mehr die Ausnahme. Dies heil3t auch:
Tempo 30 ist eine MalBnahme fiir die Stadte und Gemeinden und die Menschen, die dort wohnen -
es ist keine Malnahme, die sich gegen den Autoverkehr richtet. Deshalb muss das
StraBenverkehrsrecht zuldssige Hochstgeschwindigkeiten innerorts (30 km/h als Regel, andere
Geschwindigkeiten je nach ortlichen Gegebenheiten und Erfordernissen als Ausnahme) neu regeln.
Die Kommunen haben immer noch nicht die Moglichkeit zu entscheiden, wann und wo
Geschwindigkeiten  flexibel —und ortsbezogen angeordnet werden. Die zuldssige
Hochstgeschwindigkeit muss endlich Gberall tGber die zustdndigen StralRenverkehrsbehdrden so
angeordnet werden kénnen, wie es unter Abwdgung aller relevanten umwelt-, verkehrs- und
stadtebaubezogenen Belange angemessen ist. Dies nutzt den Stadten, erweitert ihre
Gestaltungsfreiheit und 6ffnet ihre Entwicklung in Richtung mehr Lebendigkeit, Lebensqualitat und
Nachhaltigkeit.
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Folgen flr die Gemeinde Schmitten:

e Die Gemeinde bekraftigt mit ihrem Beitritt zur Initiative die Bemihungen zu einer Verkehrs- und
Mobilitatswende.

e Unterstltzung zur der Eigenstandigkeit bei der Anordnung von Tempolimits.

e Die Angehdrigen Kommunen gewinnen, bei entsprechender Gesetzesanderung durch den Bund,
mehr Planungs- und Steuerungshoheit in der StraBRenverkehrsgestaltung und kénnen damit besser
auf ortliche Gegebenheiten reagieren.

Durch den Beitritt zur Initiative geht die Gemeinde Schmitten im Taunus keinerlei Verpflichtung ein. Viel-
mebhr gilt bis zu einer entsprechenden Gesetzesdnderung der bisherige Rechtsrahmen unverandert weiter.

Finanzielle Auswirkungen:

- Keine -

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschlielt, die Gemeinde Schmitten im Taunus tritt der Initiative ,Lebenswerte
Stadte und Gemeinden bei.

Anlage(n):

1. Anlage Initiative Lebenswerte Stadte und Gemeinden 30 kmh

Schmitten, den 27.04.2023
Sachbearbeiter DER GEMEINDEVORSTAND
André Sommer Julia Kriigers, Blirgermeisterin
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LEBENSWERTE STADTE DURCH ANGEMESSENE
GESCHWINDIGKEITEN — EINE NEUE KOMMUNALE INITIATIVE
FUR STADTVERTRAGLICHEREN VERKEHR

Die Stadte und Gemeinden in Deutschland stehen beim Thema Mobilitat und Verkehr vor
grofRen Herausforderungen. Eine stadt- und umweltvertragliche Gestaltung der Mobilitat ist
Voraussetzung fiir die Zukunftsfahigkeit der Stadte.

Lebendige, attraktive Stadte brauchen lebenswerte 6ffentliche Riume. Gerade die StraRen
und Pldtze mit ihren vielfdltigen Funktionen sind das Aushdngeschild, das Gesicht der
Stadte. Sie pragen Lebensqualitdat und Urbanitat.

Diesen Anspruch mit den Mobilitats-, Erreichbarkeits- und Teilhabeerfordernissen von
Menschen und Wirtschaft zu vereinbaren, ist eine zentrale Aufgabe.

Ein wesentliches Instrument zum Erreichen dieses Ziels ist ein stadtvertragliches Geschwin-
digkeitsniveau im Kfz-Verkehr auch auf den HauptverkehrsstraRen. Dort produziert der Auto-
verkehr in den Stadten seine hochste Verkehrsleistung. Dort verursacht er aber auch die meis-
ten negativen Auswirkungen — von den Larm- und Schadstoffbelastungen fiir die dort leben-
den Menschen (iber die Unfallgefahren bis zum Flachenverbrauch. Seit langem wissen wir,
dass im Hinblick darauf eine Hochstgeschwindigkeit von 30 km/h erhebliche positive Auswir-
kungen haben wiirde:

e Die StraBen werden wesentlich sicherer, gerade fir die besonders Gefdhrdeten, die zu
FulR oder mit dem Fahrrad unterwegs bzw. mobilitatseingeschrankt sind.

e Die StraBen werden leiser — und das Leben fiir die Menschen, die an diesen StraRen woh-
nen, deutlich angenehmer und gesiinder.

e Bei Gewadhrleistung eines guten Verkehrsflusses kann auch die Luft in den StraBen saube-
rer werden, was allen zu Gute kommt, die hier unterwegs sind.

e Die StraBen gewinnen ihre Funktion als multifunktionale Orte zuriick, die mehr sind als
Verbindungen von A nach B.

e Und schlief8lich: die StraBen werden wieder lesbarer, Regeln einfacher und nachvollzieh-
barer (kein Flickenteppich mehr), das Miteinander wird gestarkt, der Schilderwald
gelichtet.

Die Leistungsfahigkeit fir den Verkehr wird durch Tempo 30 nicht eingeschrankt, die
Aufenthaltsqualitat dagegen spirbar erhoht. Und auf die Ldnge des StralRennetzes bezogen
ist Tempo 30 in den allermeisten Stadten ohnehin schon langst die Regel und nicht mehr die
Ausnahme. Dies heiRt auch: Tempo 30 ist eine MaRnahme fir die Stadte und Gemeinden und
die Menschen, die dort wohnen - es ist keine MalBnahme, die sich gegen den Autoverkehr
richtet.



Deshalb muss das StraBenverkehrsrecht zuldssige Hochstgeschwindigkeiten innerorts (30
km/h als Regel, andere Geschwindigkeiten je nach ortlichen Gegebenheiten und
Erfordernissen als Ausnahme) neu regeln. Die Kommunen haben immer noch nicht die
Moglichkeit zu entscheiden, wann und wo Geschwindigkeiten flexibel und ortsbezogen
angeordnet werden. Die zuldssige Hochstgeschwindigkeit muss endlich Uberall UGber die
zustandigen StraRBenverkehrsbehérden so angeordnet werden kodnnen, wie es unter
Abwagung aller relevanten umwelt-, verkehrs- und stadtebaubezogenen Belange angemessen
ist. Dies nutzt den Stadten, erweitert ihre Gestaltungsfreiheit und 6ffnet ihre Entwicklung in
Richtung mehr Lebendigkeit, Lebensqualitat und Nachhaltigkeit.

Die Stadte und Gemeinden brauchen einen neuen straBenverkehrsrechtlichen Rahmen,
der es ihnen ermoglicht, Tempo 30 als verkehrlich, sozial, 6kologisch und baukulturell
angemessene Hochstgeschwindigkeit dort anzuordnen, wo sie es fiir sinnvoll erachten -
auch fiir ganze StraRenziige im Hauptverkehrsstraennetz und ggf. auch stadtweit als neue
Regelhochstgeschwindigkeit.

Diese Forderung ist alles andere als radikal —sie ist anderswo in Europa langst umgesetzt und
bewegt sich auch in Deutschland in einem Umfeld von aktuellen politischen Positionierungen,
die die Dringlichkeit dieser Anpassung des Rechtsrahmens unterstreichen:

e Der Deutsche Bundestag hat am 17.01.2020 in seiner mit der Mehrheit der Koalitionsfrak-
tionen angenommenen EntschlieBung ,,Sicherer Radverkehr fiir Vision Zero im Stra8en-
verkehr” einen eindeutigen Auftrag an den Bund formuliert, den Kommunen die Moglich-
keit zu er6ffnen, von der innerdrtlichen Regelhéchstgeschwindigkeit von 50 km/h nach
eigenem Ermessen auch auf HauptverkehrsstralRen abzuweichen, wenn es den stadtpoli-
tischen Zielen dient. So wird in der EntschlieBung u. a. gefordert, ,es Kommunen durch
eine Verdnderung der gesetzlichen Vorgaben zu erleichtern, innerorts die Geschwindig-
keitsbegrenzung von Tempo 30 km/h fiir ganze Strafien unabhdngig von besonderen
Gefahrensituationen anzuordnen”,

e Die Verkehrsministerkonferenz der Liander (VMK) hat am 16.04.2021 zum
Tagesordnungspunkt ,Sicherheit und Attraktivitit des FuBverkehrs“ den Bund
einstimmig aufgefordert, die in einer Ad-Hoc-AG der VMK erarbeiteten Vorschlage ,im
Rahmen einer zeitnahen Novellierung des Rechtsrahmens, insbesondere von StVO, der
VwV-StVO und StrafSenverkehrsgesetz, in Abstimmung mit den Lédndern ggf. zu
beriicksichtigen”. Zu diesen Vorschlagen gehort u. a. eine Erganzung des § 39 StVO
(,Innerhalb geschlossener Ortschaften ist auch auf Vorfahrtsstrafien (Zeichen 306) mit
einer zuldssigen Hochstgeschwindigkeit von weniger als 50 km/h zu rechnen”) und ein
Modellversuch zur Umkehrung der Regelgeschwindigkeit innerorts von 50 km/h auf 30
km/h.



Das Bundeskabinett hat seiner Sitzung am 23.04.2021 einen neuen Nationalen Radver-
kehrsplan (NRVP) beschlossen, u. a. mit der Feststellung, dass es bedeutsam ist, “in Misch-
verkehren Geschwindigkeitsunterschiede zwischen den Verkehrsteilnehmenden zu reduzie-
ren”. Damit liefert der Bund eine weitere Begriindung, Tempo 30 auch im Hauptverkehrs-
straBennetz anzuordnen.

Das am 29.04.2021 verdffentlichte Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Klima-
schutzgesetz des Bundes formuliert zudem einen klaren Handlungsauftrag an den Bund:
Er muss so rasch wie moglich alle zur Verfliigung stehenden rechtlichen MaRnahmen
ergreifen, um auch die Mobilitdats- und Verkehrswende voranzutreiben. Auch wenn
niedrigere innerdrtliche Hochstgeschwindigkeiten nur in geringem Umfang direkten
Einfluss auf die CO.-Emissionen haben: Sie sind ein zentrales Element einer
Stadtverkehrspolitik, die die Nutzung der Verkehrsmittel des Umweltverbundes starken
und damit auch die klimaschadlichen Auswirkungen des Autoverkehrs verringern will.

Bei der Forderung, die Handlungsspielrdume der Stadte bei der Anordnung von Tempo 30 im
HauptverkehrsstraBennetz der Stadte zu vergroRern, geht es nicht um eine undifferenzierte
und pauschale MaRRnahme. Die Anderung des Rechtsrahmens soll deshalb durch ein vom Bund
gefordertes und zentral evaluiertes Modellvorhaben in mehreren Stadten begleitet werden.
Das Modellvorhaben ermoéglicht, verschiedene Aspekte vertieft zu untersuchen, die
genauerer Betrachtung bediirfen. Das hilft, bei der Anwendung des neuen Rechtsrahmens
etwaige negative Begleiteffekte der Neuregelung minimieren zu kénnen bzw. ggf. rechtlich
nachzusteuern. Das Modellvorhaben kann u. a. folgende Themen umfassen:

Der straBengebundene OPNV darf durch niedrigere zulidssige Héchstgeschwindigkeiten
im Hauptverkehrsstralennetz nicht signifikant benachteiligt werden. Es soll untersucht
werden, in welchem Umfang solche Nachteile auftreten (z. B. Reisezeit, Auswirkungen auf
betriebliche Kosten) und mit welchen MaBnahmen sie kompensiert werden konnen.

Auf vielen Hauptverkehrsstralen kann aus Platzgriinden nicht oder nur mit erheblichem
zeitlichem Vorlauf eine ausreichend dimensionierte separate Radverkehrsinfrastruktur
geschaffen werden. Die Anordnung von Tempo 30 kann hier (auch als Zwischenlésung) bei
Mischverkehr bzw. nicht ausreichenden Infrastrukturangeboten (z. B. Schutzstreifen) die
Sicherheit erhéhen. Dazu fehlt es aber bislang an belastbaren Untersuchungen.

Tempo 30 im innerodrtlichen  HauptverkehrsstraBennetz  soll  nicht zu
Verdrangungseffekten mit einer erhohten Belastung untergeordneter StraBen fiihren.
Besondere Bedeutung hat deshalb ein stérungsarmer Verkehrsfluss. Es konnen ggf. aber
auch erginzende regulierende MaBBnahmen im Nebennetz sinnvoll sein (z. B. Hochst-
geschwindigkeiten < 30 km/h, Umgestaltung von Quartiersstraen nach dem Vorbild von
»Superblocks” und anderes).



ERKLARUNG

Die fur Mobilitdt und Stadtentwicklung zustandigen Beigeordneten, Blirgermeister:inen und
Stadtbaurat:innen der unterzeichnenden Stadte erklaren daher:

1.

Wir bekennen uns zur Notwendigkeit der Mobilitats- und Verkehrswende mit dem Ziel, die
Lebensqualitat in unseren Stadten zu erhéhen.

Wir sehen Tempo 30 fur den Kraftfahrzeugverkehr auch auf HauptverkehrsstraBen als
integrierten Bestandteil eines nachhaltigen gesamtstadtischen Mobilitatskonzepts und
einer Strategie zur Aufwertung der 6ffentlichen Raume.

Wir fordern den Bund auf, umgehend die rechtlichen Voraussetzungen dafiir zu schaffen,
dass die Kommunen im Sinne der Resolution des Deutschen Bundestags vom 17.01.2020
ohne weitere Einschrankungen Tempo 30 als Hdéchstgeschwindigkeit innerorts dort
anordnen kdnnen, wo sie es flir notwendig halten.

Wir begriiBen ein vom Bund geférdertes begleitendes Modellvorhaben, das wichtige Ein-
zelaspekte im Zusammenhang mit dieser Neureglung vertieft untersuchen soll (u. a. zu den
Auswirkungen auf den OPNV, zur Radverkehrssicherheit und zu den Auswirkungen auf das
nachgeordnete Netz), um ggf. bei den Regelungen bzw. deren Anwendung nachsteuern zu

kdénnen.
6. Juli 2021

Erstunterzeichnende
Prof. Dr. Martin Haag Stadt Freiburg im Breisgau, Blrgermeister
Thomas Dienberg Stadt Leipzig, Blirgermeister und Beigeordneter
Frauke Burgdorff Stadt Aachen, Stadtbauratin und Beigeordnete
Gerd Merkle Stadt Augsburg, Baureferent
Thomas Vielhaber Landeshauptstadt Hannover, Stadtbaurat
Robin Denstorff Stadt Miinster, Stadtbaurat und Beigeordneter

Tim von Winning Stadt Ulm, Blirgermeister




V ORLAGE zur Sitzung

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Gemeindevertretung 24.05.2023 beschlieRend
Bau-, Planung- und Verkehrsausschuss 26.06.2023 vorberatend
Gemeindevertretung 12.07.2023 beschlieRend
Betreff:

Antrag der Koalition aus CDU, b-now und Biindnis 90 / Die Griinen betr. "Briicke Hunoldstal"

Sachdarstellung:
- Entfallt -

Finanzielle Auswirkungen:

- Entfallt -

Beschlussvorschlag:

Der Gemeindevorstand wird beauftragt, sich bei dem Land Hessen um den Bau einer Querung der Weil fiir
FuBganger und Radfahrer an der Weilbriicke der L 3025 in Hunoldstal einzusetzen. Spatestens bei der
Planung der Briickensanierung soll eine solche Briickenldsung umgesetzt werden.

Anlage(n):

1. Antrag der Koalition betr. "Briicke Hunoldstal"
2. Ergdnzungsantrag der FWG Schmitten zu TOP 10 der GVE am 24.05.2023
3. Lageplan Briicke Hunoldstal

Schmitten, den 19.05.2023
Sachbearbeiter DER GEMEINDEVORSTAND
André Sommer Julia Kriigers, Blrgermeisterin
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CDU, b-now, Biindnis 90 / Die Griinen

An den
Vorsitzenden der Gemeindevertretung Schmitten
Herrn Denis Knappich

10.5.2023

Beschlussantrag

Sehr geehrter Herr Knappich,

im Namen der Koalition beantragen wir, in der Sitzung der Gemeindevertretung am 24. Mai
2023 folgende Beschlisse zu fassen:

Der Gemeindevorstand wird beauftragt, sich bei dem Land Hessen um den Bau einer Querung
der Weil fur FuBRganger und Radfahrer an der Weilbricke der L 3025 in Hunoldstal
einzusetzen. Spatestens bei der Planung der Brickensanierung soll eine solche
Briickenlosung umgesetzt werden.

Begrindung:

Derzeit besteht fur Fu3génger und Radfahrer lediglich die Moglichkeit, die Weil auf der Briicke
der KreisstralRe auf den Fahrspuren zu tGiberqueren. Dies ist zusétzlich noch gefahrlich, da die
Stral3e nahe der Bricke in beiden Richtungen Kurven aufweist, die es den Autofahrern
erschweren, die FulRganger auf der Briicke frih zu sehen.

Es besteht ein grofRer Bedarf fir die Bachiiberquerung an dieser Stelle fur Fahrréader und
FuRganger. Hier verlauft der Weiltalradweg und es handelt sich um den FuRweg von
Hunoldstal zum Friedhof von Hunoldstal.

Durch die Notwendigkeit, auf Sicht die Briicke zu sanieren, ergeben sich auch Synergien und
Kostenvorteile bei einer gleichzeitigen Erbauung einer FuRganger- und Radfahrerbriicke

CDhuU b-now Schmitten Bundnis 90 / Die Griinen

Karsten Ratzke Annett Fomin-Fischer Irene Hubertz
(Fraktionsvorsitzender) (Fraktionsvorsitzende) (Fraktionsvorsitzende)



Erganzungsantrag der FWG Schmitten zu TOP 10 der GVE am 24.05.2023

1. Der Gemeindevorstand wird beauftragt, sich bei dem Land Hessen um den Bau einer
Querung der Weil fir FuBgéanger und Radfahrer an der Weilbriicke der L 3025 in Hunoldstal
einzusetzen. Spatestens bei der Planung der Briickensanierung soll eine solche
Briickenlosung umgesetzt werden.

2. Der Gemeindevorstand wird beauftragt, unter dem Aspekt der Verkehrssicherheit
(insbesondere fiir FuRgénger) die Gesamtsituation der Wegfiihrung von Hunoldstal bis zum
Friedhof Hunoldstal sowie der Fortfiihrung des Weiltalwegs Weiltal abwirts zu beurteilen
und mogliche Losungsvorschlage zu erarbeiten.

Dieser Punkt soll in den BPV verwiesen und beraten werden — mit einer Ortsbegehung.
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Gemeinde Sch.r'nitten

Hunoldstal
"Bricke Hunoldstal"

Datum:
21.06.2023

Malstab:
1:1.000

Alle MalRRe sowie die Lage- und Hohenangaben sind vor Ort zu priifen!




	Dokumente
	Bekanntmachung 26.06.2023 Bau-, Planung- und Verkehrsausschuss  (exportiert: 23.06.2023)
	Öffentliche Niederschrift 26.06.2023 Bau-, Planung- und Verkehrsausschuss  (aktualisiert: 09.08.2023)

	Tagesordnungspunkte
	I. öffentliche Sitzung
	1.2.1 Mitteilung über den zeitlichen Ablauf der Sanierungsmaßnahmen in der JTH MI-15/2023
	Mitteilungsvorlage MI-15/2023 - Mitteilung über den zeitlichen Ablauf der Sanierungsmaßnahmen in der JTH (aktualisiert: 27.06.2023)

	2. Genehmigung des letzten Protokolls
	Protokoll_012_BPV_vom_08_05_2023 (exportiert: 22.06.2023)

	3. Beitritt der Gemeinde Schmitten im Taunus zur Initiative "Lebenswerte Städte und Gemeinden" VL-69/2023
	Beschlussvorlage VL-69/2023 - Beitritt der Gemeinde Schmitten im Taunus zur Initiative "Lebenswerte Städte und Gemeinden" (aktualisiert: 22.06.2023)
	Anlage Initiative Lebenswerte Städte und Gemeinden 30 kmh (exportiert: 27.04.2023)


	4. Antrag der Koalition aus CDU, b-now und Bündnis 90 / Die Grünen betr. "Brücke Hunoldstal" VL-77/2023
	Beschlussvorlage VL-77/2023 - Antrag der Koalition aus CDU, b-now und Bündnis 90 / Die Grünen betr. "Brücke Hunoldstal" (aktualisiert: 22.06.2023)
	Antrag der Koalition betr. "Brücke Hunoldstal" (exportiert: 19.05.2023)
	Ergänzungsantrag der FWG Schmitten zu TOP 10 der GVE am 24.05.2023 (exportiert: 22.06.2023)
	Lageplan Brücke Hunoldstal (exportiert: 22.06.2023)





